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Bis heute inspiriert die Geschichte des Anti-Apartheidskampfes Millionen, die gegen Rassismus und
für Befreiung kämpfen. Und das sollte sie auch. Aber nur die Geschichte zu erzählen, als ob der
Kampf um Gleichheit mit der Auflösung des Apartheid-Systems beendet worden wäre, würde
denjenigen, die es bekämpft haben, einen Bärendienst erweisen. Wir müssen uns auch mit dem Erbe
dieses Kampfes und den Herausforderungen befassen, die er für eine neue Generation mit sich
bringt.

Beginnen wir mit einigen unbequemen Fakten. Südafrika ist offiziell das ungleichste Land der Welt
und das schon seit einigen Jahren. Bis zu 65 Prozent der SüdafrikanerInnen leben in Armut, die
Lebensmittelpreise steigen. Nach Angaben der Weltbank stellt sich dies so dar:

„Die unteren 50 % der Haushalte machen nur 8 % der Einkommen, 5 % der Vermögenswerte und
4 % des Nettovermögens aus. Umgekehrt besitzen die Top-10 % der Haushalte 55 % der
Haushaltseinkommen, 69 % der gesamten Haushaltvermögenswerte und 71 % des
Haushaltnettovermögens“.

Die Arbeitslosigkeit liegt bei 27 %, bei Jugendlichen sogar bei 50 %. Gut bezahlte Arbeitsplätze
wurden, wenn überhaupt, durch prekäre Beschäftigung ersetzt. Löhne und Wachstum stagnieren,
die Kapitalflucht ist monströs.

Der Haushalt 2018 erhöhte die Mehrwertsteuer, kürzte die Sozialleistungen, verschärfte
gewerkschaftsfeindliche Gesetze und lockerte die Einschränkungen von Kapitalflucht.

Dies verstärkt das Elend, zu dem die systematische Korruption, verkörpert durch den ehemaligen
Präsidenten Jacob Zuma, die Veruntreuung von Weltbankgeldern durch ANC-BeamtInnen und
GaunerInnen wie die Brüder Gupta und die Leugnung von AIDS durch den früheren Präsidenten
Thabo Mbeki verschärft wurde. Allein AIDS soll schätzungsweise Hunderttausende vorzeitige
Todesfälle verursacht haben.

Der diesjährige Haushalt, der erste unter Präsident Cyril Ramaphosa, führte auch Mindestlöhne von
11 bis 22 Rand ein, d. h. 0,55 bis 1,15 € pro Stunde, die Massenproteste auslösten, sogar von der
stalinistischen „Kommunistischen Partei Südafrikas“ und den wichtigsten Gewerkschaften des
Verbandes COSATU, die in Koalition mit dem regierenden Afrikanischen Nationalkongress (ANC)
bleiben. Der neue gegründete, abtrünnige Südafrikanische Gewerkschaftsbund ging am 25. März
mit einem Generalstreik einen Schritt weiter.

Schließlich gibt es noch die Landfrage, eines der brennendsten Themen während des Anti-
Apartheid-Kampfes. Über hundert Jahre Ungerechtigkeit wurden seit dem Sturz der Apartheid vor
24 Jahren immer noch nicht angegangen.

Das Gesetz, der Natives Land Act, von 1913 entzog der schwarzen Bevölkerung Landbesitz und
vergab 87 % des Landes an weiße BäuerInnen. Der schwarzen Mehrheit wurde nur das Restland von
13 % in den überfüllten „Eingeborenenreservaten“ überlassen.

Heute liegt der Anteil des weißen Grundbesitzes bei 72 % – trotz Landreform, d. h. Übergang in den
schwarzen Grundbesitz, der das Herzstück der Freiheitscharta bildet. Nur 8 % des weißen Landes
wurden seit 1994 in schwarzen Besitz überführt. In der Post-Apartheid-Verfassung steht, dass Land
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nicht enteignet werden kann, sondern nur auf der Grundlage übertragen, dass es „eine/n willige/n
VerkäuferIn“ und „eine/n willige/n [und zahlungsfähige/n] KäuferIn“ gibt.

Kurz gesagt, 2,2 Mio. schwarze BäuerInnen sind für nur 5 % der gesamten Wirtschaftsleistung im
Agrarsektor verantwortlich, während 35.000 kommerzielle LandwirtInnen die restlichen 95 % auf
dem besten Land produzieren, mit den modernsten Geräten arbeiten, 800.000 LandarbeiterInnen,
meist Schwarze, beschäftigen und den Markt kontrollieren. An der Spitze stehen 1.300
Unternehmen, die 50 % des Einkommens genießen und für den Weltmarkt produzieren.

Landnahmen sind weit verbreitet, gelegentlich gewalttätig und führen dazu, dass AfrikaanerInnen
der extremen Rechten behaupten, es sei ein „Völkermord“. Zahlen zeigen jedoch, dass es in den
Städten gefährlicher ist als in ländlichen Gebieten, und mehr Schwarze sterben an gewaltsamen
Landnahmen als Weiße. Mit anderen Worten, die Besetzungen sind wirtschaftlich motiviert,
rassistisch ist deren Unterdrückung. Die Vergeltung durch weiße BäuerInnen war und ist extrem. In
einem finsteren Echo auf die Apartheid-Ära oder das der Jim-Crow-Gesetze in den USA hat ein
weißer Farmer kürzlich einen schwarzen Jungen getötet, weil er eine Sonnenblume gestohlen hatte.

Während er den Gesetzentwurf der oppositionellen Bewegung „Economic Freedom Fighters“ (EFF,
Wirtschaftliche FreiheitskämpferInnen) zur Änderung der Verfassung und zur Genehmigung von
Landenteignungen und Umverteilungen unterstützt, hat der ANC Ramaphosas die Landnahmen
schnell und entschieden verurteilt. Seine Unterstützung für die Reform zielt darauf ab, eine
militante Bewegung von unten zu entschärfen: d. h. mit der klassischen Taktik von Zuckerbrot und
Peitsche oder besser gesagt, Zuckerbrot und Waffe.

Cyril Ramaphosa

Es ist unmöglich, die heutige politische Krise zu verstehen, ohne die Anti-Apartheid-Bewegung und
die Nach-Apartheid-Lösung zu analysieren. Bemerkenswert ist, dass dies mittels Blick durch die
Linse von Cyril Ramaphosas eigenem persönlichen Lebenslauf erreicht werden kann.

Ramaphosa, der in den späten 1970er und frühen 1980er Jahren Studentenaktivist war, schloss sich
der wachsenden Jugend- und StudentInnenenbewegung in den Townships an. Er schloss sich auch
dem ANC an, der mit seinem 10-Punkte-Programm, der Freiheitscharta und seiner „zweigleisigen“
Strategie, das Regime und die Bosse zu Verhandlungen zu zwingen, indem er das Land unregierbar
machte, im Kampf gegen die Apartheid an erster Stelle stand. Es war eine klassische
Volksfrontstrategie mit viel workeristischem Beiwerk, besonders notwendig, da es keine schwarze
Bourgeoisie und kaum eine Kleinbourgeoisie gab. Bei all dem hat die Südafrikanische KP sie
unterstützt und begünstigt.

Ramaphosa gründete Mitte der 1980er Jahre die Bergarbeitergewerkschaft NUM, die Teil des
Gewerkschaftsverbandes COSATU war, der 1984 – 1985 auf 700.000 Mitglieder stark anstieg. Im
Mittelpunkt standen die 300.000 Bergleute sowie die Gewerkschaft der Metall- und verbündeten
ArbeiterInnen (MAWU, später in NUMSA umbenannt).

Eine riesige Streikwelle 1985 – 1986 markierte die Explosion der ArbeiterInnenklasse auf der Bühne
der bürgerlichen demokratischen Revolution. Zwei große BergarbeiterInnenstreiks – der erste, der
fünfeinhalb Monate dauerte und 1986 von einem brutalen Ausnahmezustand gebrochen wurde,
markierte den Höhepunkt der Bewegung –; der zweite, der dreieinhalb Wochen dauerte, war von
den Nachwehen der revolutionären Bewegung gekennzeichnet. Beide wurden von Ramaphosa zur
Niederlage geführt, der erste heroisch, der zweite schmählich.

Schmählich, weil es eine wachsende Streikwelle gab, zu der auch Einzelhandelsbeschäftigte und



sogar Hausangestellte gehörten. Daneben führten MAWU und ihr inhaftierter Führer Moses
Mayekiso eine Bewegung zur Bildung einer ArbeiterInnenpartei an – um den ANC zur Rechenschaft
zu ziehen, aber vor allem, um für die sozialistischen Forderungen im Hier und Jetzt und eine
ArbeiterInnenregierung zu kämpfen.

Bald nach der Niederlage der Bergleute begannen die Gespräche und Ramaphosa spielte eine
Schlüsselrolle bei der Ausarbeitung der neuen Verfassung mit ihrer berüchtigten
Sonnenuntergangsklausel, die garantierte, dass sie nicht in die bürgerlichen Eigentumsrechte der
weißen Bourgeoisie, die später White Monopoly Capital (weißes Monopolkapital) genannt wurde,
eingriff. Die Dreierallianz und später die Dreierregierung von ANC, SACP und COSATU wurde als
Mittel zur Durchführung dieser demokratischen Konterrevolution etabliert, die sich im Laufe der
Zeit sicher von der (jetzt demobilisierten) Revolution selbst entfernt hat.

Nach dem Ende der Apartheid 1994 schickte der ANC Ramaphosa als „Abgesandten“ in die
Geschäftswelt. Es wurde oft gesagt, dass er die Black Economic Empowerment (BEE, schwarze
Wirtschaftsermächtigung)-Politik der ersten ANC-Regierung unter Nelson Mandela eher zu wörtlich
und zu persönlich nahm. Er besitzt derzeit mindestens eine halbe Milliarde Dollar und war
Vorstandsmitglied der Standard Bank und der Lonmin Mining Company.

Sehr viele ANC-PolitikerInnen, SACP-FührerInnen und COSATU-FunktionärInnen wurden durch ihre
Worte und Taten gegen die ArbeiterInnenklasse in dieser 24-jährigen Periode verdammt, aber ein
Vorfall, mehr als jeder andere, sorgte für die völlige Ernüchterung der ArbeiterInnenklasse oder
zumindest ihrer Vorhut gegenüber dem ANC und der Volksfront: das Marikana-Massaker von 2012.

Marikana-Massaker

Ein Streik für höhere Löhne hatte bereits zu Scharmützeln mit der Polizei geführt, bei denen 10
Bergleute getötet wurden. Die Spannungen zwischen der NUM, der alten Gewerkschaft
Ramaphosas, und der abtrünnigen Bergarbeitergewerkschaft AMCU, die mit ihrer mutigen und
entschlossenen Führung mehr Bergleute für sich gewinnen konnte, nahmen zu. Dann schickte
Ramaphosa, selbst Aufsichtsratsmitglied und Investor bei des Bergbauunternehmens Lonmin, im
August eine E-Mail an den Polizeiminister, nannte den Streik eine „hinterhältige Straftat“ und
forderte die Polizei auf, „Begleitmaßnahmen“ zu ergreifen.

Am nächsten Tag eröffnete sie das Feuer auf Streikende, die nur mit zeremoniellen Speeren
bewaffnet waren, um ihnen mehr als alles andere Mut zu verleihen, und tötete 34 von ihnen. Jüngste
Beweise zeigten, dass viele von ihnen praktisch beim Rückzug hingerichtet wurden oder im Versteck
in den Rücken geschossen wurden. Ramaphosa hat sich „entschuldigt“ – aber erst im letztes Jahr
und nur für die von ihm verwendete Sprache!

Eine weniger bekannte Tatsache, die erst vor kurzem aufflog, ist, dass Ramaphosa für den Bau von
5.500 BergarbeiterInnenwohnungen verantwortlich war und von der Weltbank 100 Millionen Dollar
für das Projekt erhielt. Nur 2 Musterhäuser wurden jemals gebaut. Niemand ist sich sicher, wo das
Geld geblieben ist. Ramaphosa täuschte die Bergleute auf grausamste Weise, nicht einmal, sondern
mindestens zweimal.

Die nächsten vier Jahre brachten einen Aufschwung im Kampf, denn die Austeritätspolitik trug zu
den Jahren der Frustration und Verarmung durch den Neoliberalismus bei. Die Armensiedlungen in
den Vororten (townships) hatten ihre Kämpfe bereits seit Anfang der 2000er Jahre unter
AnführerInnen wie Trevor Ngwane und Ashwin Desai wieder aufgenommen. Nun schlossen sich die
Gewerkschaften, insbesondere die Bergleute, an. AMCU leitete einen fünfmonatigen Streik in den
Platinminen und erzielte einen Tarifvertrag über 800 Rand Mindestlohn im Monat.



Aber der Stellenabbau ging weiter, als die Bergbau- und Stahlunternehmen auf dem internationalen
Markt mehr und mehr unter Konkurrenz standen.

Der Stern von Ramaphosa erstrahlte jedoch noch heller, und im Dezember 2017 übernahm er (mit
51 % gegen 49 %) das Amt von Jacob Zuma als Vorsitzender des ANC und, wie üblich, einen Monat
später als Präsident der Republik Südafrika.

Allerdings musste er viele seiner besiegten GegnerInnen in das Kabinett aufnehmen, darunter die
rivalisierende Fraktion „Generation 40“, angeführt von einer von Zumas Frauen, Nkosazana Dlamini-
Zuma, (NDZ). Aber er wird sich und die Partei sicherlich dahin kriegen, sich aus den Skandalen
Zumas, der mit über 780 (!) Korruptionsvorwürfen konfrontiert ist, und der Brüder Gupta, die die
„Staatsvereinnahmung“, die kollektiv als Zupta bekannt ist, erfunden und perfektioniert haben,
herauszulösen.

Ramaphosa machte in seinem ersten Haushalt deutlich, dass er für das weiße Monopolkapital
regieren wird.

Die Partei

Diese erneute Phase des verstärkten Kampfes hatte tiefgreifende Auswirkungen auf die
ArbeiterInnenklasse und ihre Organisationen. Die Volksfront wurde bis an die Belastungsgrenze
getestet.

Als erstes schloss der ANC seinen Jugendführer Julius Malema aus, der sich für Landnahmen und
Reformen im simbabwischen Stil ausgesprochen hatte. Malema gründete aus seinen treuen
AnhängerInnen in der ANC-Jugendliga die EFF.

Sie gewannen bei der letzten Wahl, 2014, 6,35 % und 25 Abgeordnete. Berühmt ist, dass die EFF auf
Demos, Pressekonferenzen und im Parlament rote Drilliche im Armeestil und schwarze Barette
trägt. Ihr Programm fordert eine entschädigungslose Verstaatlichung des Grund und Bodens und
von 60 % der Minen sowie die Einrichtung einer staatlichen Investitionsbank: ein
linksreformistisches Standardprogramm, das in pseudomarxistische Sätze gepackt ist und eindeutig
von der SACP und wahrscheinlich der Kommunistischen Partei Chinas gelernt wurde.

Durch die Intervention in die weitgehend erfolgreiche StudentInnenbewegung #FeesMustFall (Fort
mit den Studiengebühren) haben sie eine jugendliche Mitgliedschaft beibehalten und erneuert, die
in der Lage ist, Menschenmassen von bis zu 40.000 zu ihren Kundgebungen zu ziehen.

Aber sie sind in ihren Parteistrukturen wie in ihrem Programm stalinistisch und autoritär. Darüber
hinaus werden gegen Malema, bis zu einem gewissen Grad unvermeidlich, auch des Skandal- und
Geldwäschevorwürfe erhoben, die aus seinen Tagen im ANC nicht beantwortet wurden.

Möglicherweise noch wichtiger waren die Ereignissen in den Jahren 2013 – 2014, die zum
Ausschluss der NUMSA aus COSATU führten, angeblich wegen Mitgliederabwerbung, aber in
Wirklichkeit wegen der Forderung nach dem Bruch der Dreifachallianz und der Bildung einer
politischen ArbeiterInnenorganisation.

Auf einer Sonderkonferenz, die fast zeitgleich mit dem COSATU-Kongress stattfand, der sie
ausschloss, verabschiedete NUMSA einstimmig eine Erklärung, dass sie nach dem Vorbild der
Vereinigten Demokratischen Front, dem legalen Flügel des verbotenen ANC, eine gemeinsame
Kampffront der ArbeiterInnenklasse und eine Sozialistische Revolutionäre ArbeiterInnenpartei nach
einem ArbeiterInnengipfel bilden würde.



Dann kam eine lange Zeit des Zögerns und des Versäumnisses, die Resolution zur Realität werden
zu lassen, die alle Probleme der Gewerkschaftsbürokratie aufzeigte. Zwar betonen MarxistInnen die
Bedeutung der Gewerkschaften bei der Gründung einer ArbeiterInnenpartei. Doch wenn es den
FunktionärInnen, die den Apparat der Gewerkschaften kontrollieren, überlassen bleibt, die Partei
ohne die Intervention einer revolutionären Strömung innerhalb der Mitgliedschaft zu gründen, dann
drohen die Gewohnheiten der Gewerkschaftsführung wie Bürokratismus, Vorgehen gegen
abweichende Meinungen, Zurückhaltung in Taten, mangelnde Flexibilität usw. die bestehenden
Möglichkeiten zunichte zu machen.

Offensichtlich gab es innerhalb der EFF sowie über ihr internes System ideologische und politische
Meinungsverschiedenheiten. AMCU weigerte sich, sich NUMSA bei der Bildung einer neuen
Föderation anzuschließen, und zog es stattdessen vor, den Nationalen Gewerkschaftsrat (NACTU),
einen Gewerkschaftsverband der Black-Consciousness-Bewegung, zu dominieren. Die Gespräche
endeten mit einer Farce. Der ehemalige COSATU-Präsident Zwelinzima Vavi, der zusammen mit
NUMSA ausgeschlossen wurde, forderte die Bergleute auf, AMCU zu verlassen und sich NUMSA
anzuschließen.

Im vergangenen Jahr begannen sich die Dinge jedoch zu bewegen. Die Südafrikanische
Gewerkschaftsföderation, SAFTU, wurde mit 700.000 Mitgliedern gegründet, darunter ein
beachtlicher Anteil aus NUMSA. Im Juli 2018 fand ein ArbeiterInnengipfel mit 1.000 Delegierten aus
über 450 Gemeinde-, StudentInnen- und Landlosenorganisationen sowie Gewerkschaften statt.
SAFTU führte im April einen Generalstreik gegen das neue Mindestlohnniveau durch, mit rund
100.000 auf der Straße.

In seiner Maifeieransprache in diesem Jahr schlussfolgerte NUMSAs Generalsekretär Irvin Jim:

„Solange die Mehrheit der schwarzen und afrikanischen Bevölkerung noch unter der Armutsgrenze
lebt, gibt es keine Freiheit. Der Klassenkampf geht weiter und deshalb bleibt der NUMSA nichts
anderes übrig, als die ArbeiterInnenklasse als eine Klasse für sich selbst zu organisieren und eine
revolutionäre sozialistische ArbeiterInnenpartei zu bilden, deren Mission und Aufgabe es ist, im
Interesse der ArbeiterInnenklasse zu kämpfen. Wir müssen das Bewusstsein der ArbeiterInnenklasse
anheben, um den Kapitalismus zu stürzen. Ein System der Gier wird durch ein sozialistisches System
ersetzt, das die Menschheit voranbringt… (…)

Die Sozialistische Revolutionäre ArbeiterInnenpartei (SRWP) wird die Arbeit der Revolution
beenden, die vom ANC und seinen BündnispartnerInnen aufgegeben wurde.“

In seiner Rede forderte Jim:

Streichung der neuen gewerkschaftsfeindlichen Gesetze Ramaphosas, die
Wahlabstimmungen vor Streiks vorschreiben etc…;
einen einen Mindestlohn, der dem Lebensunterhalt entspricht;
ein Ende der Gangmaster (Arbeitsvermittlung);
Rücknahme der Mehrwertsteuererhöhung;
ein Bündnis mit der Landlosenorganisation Abahlali BaseMjondolo, um Zugang zu
Land, angemessene ländliche Dienstleistungen und demokratische Rechte zu fordern;
Bodenenteignung ohne Entschädigung und Beendigung der Schikanierung und
Inhaftierung von LandbesetzerInnen;
Verstaatlichung der Kommandoebenen der Wirtschaft unter ArbeiterInnenkontrolle;
Beendigung des neoliberalen GEAR-Programms (Wachstum, Beschäftigung,
Umverteilung) und des NDP-Sparprogramms (Nationaler Entwicklungsplan);



Verstaatlichung der Reservebank (SARB).

Das sind wichtige und tragfähige Forderungen, aber selbst vollständig umgesetzt würden sie nicht
bedeuten, „das Werk der Revolution abzuschließen“: Der gesamte Staatsapparat bliebe intakt und
Südafrika ein kapitalistisches Land. Dennoch wird die südafrikanische herrschende Klasse
angesichts eines entschlossenen Kampfes auch für dieses Programm unter Druck von Märkten,
Banken und imperialistischen Institutionen geraten, die ArbeiterInnenklasse weiter anzugreifen, was
den Widerstand zu noch größerer Militanz anstacheln könnte.

Fazit

Jim verspricht, dass die SWRP noch vor Ende des Jahres ins Leben gerufen wird. Gut. NUMSA- und
SAFTU-Mitglieder sollten ihn beim Wort nehmen. Alle objektiven Elemente für den Erfolg einer
revolutionären Massenpartei gibt es im Überfluss: militante Gewerkschaften wie AMCU, NUMSA,
die Postangestellten; StudentInnen und Jugendliche, die von #FeesMustFall und der EFF mobilisiert
wurden; Massenbewegungen in den Townships, unter der armen Stadtbevölkerung und den
Landlosen.

In dieser Situation liegt der Schlüssel zur Fortführung des Kampfes im gemeinsamen Handeln dieser
Massenorganisationen im Kampf um die gemeinsamen Forderungen wie einem Mindestlohn, Land
für diejenigen, die es bebauen, und Gerechtigkeit, um das korrupte Netz aus PolitikerInnen und
KapitalistInnen vor Gericht zu bringen. RevolutionärInnen werden sich für die Bildung lokaler
Einheitsfrontkomitees unter Einbeziehung der verschiedenen Organisationen einsetzen, um ihre
FührerInnen zu drängen, eine solche Aktionseinheit zu verkünden, oder um dafür selbst zu
mobilisieren, wenn ihre derzeitigen FührerInnen versagen.

Im Laufe des Kampfes für die unmittelbaren Forderungen der ArbeiterInnen und durch die
Organisationen, die sich für sie einsetzen, können südafrikanische ArbeiterInnen eine demokratische
Konferenz einberufen, um eine neue ArbeiterInnenpartei zu bilden, die die Macht übernehmen und
die Arbeit der Revolution wirklich „beenden“ wird.


